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Drucksache IV/851 


Der Bundesminister für Verkehr 

A 1 — Vp 302 — 290 Vmz/62 II Bonn, den 18. Dezember 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verzerrungen der Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den binnenländischen Verkehrsträgern 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Holkenbrink, Lemmrich und Genossen und Fraktion 
der CDU/CSU 
— Drucksache IV 803 — 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu 1. 

Die Untersuchungen haben bestätigt, daß die exogen verur- 
saditen Verzerrungen der Wettbewerbsbedingungen im binnen- 
ländisdien Verkehr, die sich sowohl aus der unterschiedlichen 
Struktur und Marktpositiou der Unternehmen als auch aus 
der unterschiedlichen Belastung der drei Verkehrszweige mit 
Steuern, Wegekosten und öffentlichen Auflagen ergeben, er- 
heblidi sind und sich, wenn auch nur zum Teil, zahlenmäßig 
erfassen lassen. Die Verzerrungen können nicht durch Einzel- 
maßnahmen von punktueller Wirkung, sondern nur im Rah- 
men eines Gesamtplanes ausgeglichen werden. 

Dem zu erstattenden Bericht über das Ergebnis der Unter- 
sudiungen werden ein Gutachten von 5 Universitätsprofesso- 
ren der Volks-, Betriebs- und Verkehrswirtschaft und der 
Verkehrstechnik über die Methoden einer vergleichenden 
Wegekostenrechnung sowie ein quantifizierter Steuerredits- 
normenvergleidi beiliegen. 

Zu 2. 

Für die durchzuführenden vergleichenden Berechnungen sind in 
den letzten Jahren bereits v/ichtige Unterlagen statistischer 
Art erarbeitet worden, andere fehlen jedoch und bedürfen 
noch zeitraubender Ermittlungen. Außerdem müssen die deut- 
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sehen Untersudiungen und Maßnahmen in Einklang mit den 
Bemühungen der EWG-Kommission um eine Harmonisierung 
der Wettbewerbsbedingungen im europäischen Verkehr ge- 
bracht werden. 

Zu 3. 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages bereits am 5. Dezember 1962 ge- 
beten, die Frist zur Vorlage des Beridits bis zum 31. Januar 
1963 zu verlängern, da die Abstimmung insbesondere der Teile 
des Berichts, die haushalts- und steuerpolitische Fragen be- 
rühren, sich infolge der Kabinettumbildung verzögert hat. 

Seebohm 


2 



